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,,Ta ke 5* fü r eine lebenswerte Kom m u ne

Städte, Gemeinden und Landkreise müssen sich für die Menschen, deren Alltag sie mitgestalten,
zukunftsfest aufstellen. Zu den großen Herausforderungen, die zu meistern sind, gehören die
fortschreitende Technisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt sowie die Globalisierung mit
ihren unterschiedlichen Folgen für die Lebenswirklichkeit von Frauenx, Männernx und Familien.
Hierzu zählen auch die zunehmenden neokonservativen und rechtspopulistischen Strömungen,
die Integration und Vielfalt der Gesellschaft und den Wert von Gleichberechtigung und
Emanzipation in Frage stellen. Dies erfordert von den Kommunen klare Positionen und aktive
Steuerung. Kommunen brauchen den gemeinsamen Einsatz für ein gleichberechtigtes und
freiheitliches Miteinander, das unseren Städten, Gemeinden und Landkreisen und damit unserer
Gesellschaft eine lebenswerte Zukunft sichert.

Die Bundeskonferenz der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros und
Gleichstellungsstellen (BAG) stellt fest, dass eine konsistente und zukunftsweisende
Gleichstellungspolitik und ihre tatsächliche Umsetzung in allen gesellschaftlichen Bereichen dafür
unverzichtbar sind.

1 Gleichberechtigte Zukunft in der Arbeitswelt

Als Grundlage für eine gerechte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben sind diese (gesetzlichen)
Entscheidungen und Maßnahmen dringend erforderlich:

.l Verbesserung der Kinderbetreuungsangebote in Quantität und Qualität, insbesondere im
ländlichen Raum.

.r Abschaffung des Ehegattensplittings.

..: Abschaffung der Minijobs und eine Sozialversicherungspflicht ab dem ersten Euro.
.,: Lohntransparenz auch in Unternehmen unter 200 Beschäftigen.
,i mehr Gerechtigkeit im Rentensystem (u.a. durch Anerkennung der Pflege und Sorgearbeit).
.J Regelungen zur beruflichen Karriereförderung von Frauen,
: Verankerung einer Vielfalt von Arbeits(zeit)modellen, die Menschen mit Sorgeaufgaben in

ihrem Alltag unterstützen.
,.,: Berücksichtigung der Chancen und Risiken der Veränderungen der Arbeitswelt und ihrer

Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter bei allen Gesetzen.
,i Finanzielle Aufwertung von Berufen, in denen überwiegend Frauen tätig sind.
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2 Zukunft für alle - (Entfaltungs)Freiheit und Sicherheit
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Wichtige politische Maßnahmen zur Umsetzung sind u.a.:

;ä Die bestehende Beratungs- und Hilfeinfrastruktur für von Gewalt betroffene Frauen

ist strukturell und finanziell so auszustatten, dass sie arbeitsfähig ist, ohne selbst
Beschäftigte auszubeuten und neue Aufgaben (2.8. Arbeit mit geflüchteten Frauen)
flexibel bewältigen kann.

;§ Eine bundesgesetzliche Rahmenregelung für die Finanzierung der Frauenhäuser und

Hilfeeinrichtungen ist unverzichtbar.
i§ Qualifizierte Täter ist aus- bzw. aufzubauen.
:§ Das reformierte Sexualstrafrecht muss konsequent angewandt und in seiner

Wirksamkeit geprüft werden.
§ Dem allgegenwärtigen (medialen) Sexismus in der Öffentlichkeit und im öffentlichen

Raum ist entschieden entgegenzutreten.
§ Der Schutzvor Zwangsheirat und der Schutz für Minderjährige, die in ihrem

Herkunftsland verheiratet wurden, sind zu gewährleisten.

3 Verbundene Leben - Zukunft der Familienpolitik

i{*r':":=r-;ne- ;-*ii Zui<,;nfi u*i+rsr-ur;*r-: *kl!v die V=r**tw*rt;,:*E *=* 5*i-=* **r lvl*;:=*he=

fi-:r*;r:*n**r !* ihr*n Li::i*r=ci-rieC!le h** fcr;"**:: *e* Z*sar:::::**!*L:tn=. 5i* =*t:*t-: ei:f
i trt*rbai, e ,;Ui!Snr!l*ilr,tl i:,e u:Eifati;,:e FO,-rti€,: V?f; Araeil .J:-iC ie -a€r,5fi{l,f ei;e

::nl*rst*I-z*n, fl*xi*i*,;nd virifriit!ge Är!:*it=z*it*r: anej*rk** i.:*d k*=ier:fr*! f*r *ile ci*d.
tli*r*ge !d, des part::e;-=chaft!ichc ilami!i*n*rb*il- *;-mögllehl *:":* **s=*;-= i,r::r,zieiie
*z,rv'. =t:'rikri:r*ll* Ra!-;me.!:*e in!ilnq*n r-:*<J d!* Änerk*n*r-:*g i:-:r Ff?*;** *r:
5*r'g**:-**it *i?d** di* Grr".:nillag*"

Voraussetzung dafür ist ein wirksamer Ausbau der bundes- und landesrechtlichen
Regelungen im Bereich Pflege.
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,: Der besonderen Lebenssituation allein Erziehender ist systematisch Rechnung zu
tragen.

,.i Die Kommunen selbst müssen in ihrer Vorbildfunktion als Arbeitgeberinnen dabei
mit dem Angebot von flexiblen Arbeitszeiten, Telearbeit, mobiler Arbeit, Home
Office- Vereinbarungen alle Möglichkeiten ausschöpfen, Beschäftigte mit Sorge -
Aufgaben ohne Nachteile im eigenen Karriereverlauf in den entsprechenden
Phasen ihres Lebens zu unterstützen.

4 Cleichberechtigte Partizipatio n- Zukunft mitgestalten

Notwendige Voraussetzung dafür sind eindeutige und sanktionierbare gesetzliche
Regelungen:

..ir Ein neues Wahlgesetz, das Parität befördert,
.J Quotierung in allen entscheidenden politischen und wirtschaftlichen Gremien
'..,1 Landesgleichstellungsgesetze in allen Bundesländern, die die Quotierung auch in

kommunalen Gremien vorschreiben.

5 Zukunft leben nur mit Gleichstellung

Voraussetzung dafür

.-i ist hauptamtliche kommunale Gleichstellungsarbeit in allen Kommunen.
'.,) Die Ausstattung mit ausreichenden Ressourcen und Rechten ist zu gewährleisten,

um kommunale Entscheidungen auf der Planungs- und Managementebene
zielgerichtet beraten und begleiten zu können.

I Bundesweite einheitliche Standards für die Gleichstellungspolitik in den
Kommunen sind zu schaffen.

Wolfsburg, 09. Mai 2077


